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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Dr. Mechtersheimer und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 
— Drucksache 11/762 — 


Infrastrukturmaßnahmen aus dem Wartime-Host-Nation-Support-Abkommen 
und der Umorientierung der kanadischen Sicherheitspolitik 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Verteidigung hat mit Schreiben vom 21. September 1987 im 
Namen der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt beant- 
wortet: 


1. Treffen Informationen aus einem Hearing vor dem Unterausschuß 
des Ausschusses für militärische Baumaßnahmen im Senat der Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika vom 15. Januar 1987 zu, wonach 

a) in einer zweiten von vier Gruppen 76 WHNS-Operation-Facilities 
in der Bundesrepublik Deutschland ausgebaut werden, 


Der Bundesregierung liegen keine Informationen bezüglich eines 
derartigen Hearings vor. 

Unabhängig davon ist festzustellen, daß für deutsche WHNS- 
Verbände Mobilmachungsstützpunkte in der Bundesrepublik 
Deutschland eingerichtet bzw. ausgebaut werden, eine Einteilung 
nach Gruppen oder ein gruppenweiser Ausbau aber nicht vor- 
gesehen ist. 


b) die WHNS-Infrastruktur zu 80 % aus dem NATO-Infrastruktur- 
programm finanziert wird, die Bundesregierung jedoch bereits 
jetzt die gesamte Summe in Höhe von 150 Millionen $ vorfinan- 
ziert, 

c) die verbleibenden 20 % an WHNS-Infrastruktur mit 35 Millionen 
$ zu gleichen Teüen von der BundesrepubÜk Deutschland tmd 
den Vereinigten Staaten finanziert werden? 
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Die Technische Durchfühmngsvereinbarung für WHNS vom 
13. Juni 1986 sieht vor, daß die Bundesrepublik Deutschland die 
WHNS-Infrastrukturkosten so lange vorfinanziert, bis die NATO- 
Finanzierung hierfür einsetzt. Durch wirtschaftliche Bauplanung 
wird angestrebt, daß ein möghchst hoher NATO-Finanzierungs- 
anteil erreicht wird. Die nicht von der NATO finanzierten Infra- 
strukturkosten werden gemäß den Technischen Durchführungs- 
vereinbarungen, die sowohl vom Haushalts- als auch Verteidi- 
gungsausschuß des Deutschen Bundestages zustimmend zur 
Kenntnis genommen worden sind, von den Vereinigten Staaten 
und der Bundesrepublik Deutschland zu gleichen Teilen gemein- 
sam getragen. Die Gesamtkosten der für die Unterbringung der 
deutschen WHNS-Mobilmachungsstützpunkte erforderlichen 
Neu-, Um- und Erweiterungsbaumaßnahmen werden auf ca. 300 
Mio. DM geschätzt. Der Anteil der NATO-Finanzierung steht im 
einzelnen noch nicht fest. 


2. WHNS-Infrastruktur 

a) Wie viele WHNS -Infrastrukturmaß nahmen umfassen die erste, 
dritte und vierte Gruppe? In welchem Zeitraum sollen diese vier 
Gruppen realisiert werden? 


Für die Unterbringung der WHNS-Organisation sind insgesamt 
88 Infrastrukturvorhaben erforderlich. Diese werden gemäß 
21, Finanzplan bis zum Jahr 1991 realisiert werden. Im übrigen 
wird auf die Antwort zu 1. a) verwiesen. 


b) In welchen Garnisons-, Übungsplatz- und Depotgemeinden in 
der Bundesrepublik Deutschland werden diese WHNS-Infra- 
strukturb er eiche ausgebaut? 


Die Liegenschaften, in denen die WHNS-Infrastrukturvorhaben 
geplant sind, verteilen sich auf ca. 80 Standorte. Auflistungen 
über Objektbezeichnung und politische Gemeinden der geplan- 
ten WHNS-Infrastruktur unterüegen der mihtärischen Geheim- 
haltung. 


c) Welchen Flächenverbrauch bringt der Ausbau, getrennt nach 
den vier Gruppen, mit sich? 

d) Welche ökologischen Belastungen resultieren aus der Einrich- 
tung der WHNS-Operation-Facilities, und welche ökologischen 
Ausgleichsmaßnahmen werden an welchen Standorten für diese 
WHNS-Infrastrukturmaßnahmen vorgesehen? 


Die Stationierung und Unterbringung von deutschen WHNS-Ein- 
heiten wurde gemäß dem WHNS-Regierungsab kommen vom 
15. April 1982 so geplant, daß hierfür weitestgehend vorhandene 
Infrastruktur genutzt werden kann. Die 88 Infrastrukturvorhaben 


2 



Deutscher Bundestag - 1 1. Wahlperiode 


Drucksache 11/851 


sind zur Ergänzung der vorhandenen Einrichtungen in bestehen- 
den Liegenschaften notwendig. Zusätzlicher Flächenverbrauch 
im Sinne von Grunderwerb ist in keinem Falle erforderlich. 

Die Anlagen werden technisch so gebaut, daß ökologische Aus- 
gleichsmaßnahmen nicht erforderlich werden. 


3. Bewertung der WHNS-Stützpunkte 

a) Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Oberstleutnant 
Sch. vom Wehrbereichskommando IV, der bei einer CDU-Veran- 
staltung zum Mobilmachungsstützpunkt Haide im Juli 1987 er- 
klärte, daß solche Baumaßnahmen und Geländeerweiterungen 
realisiert werden, „selbst wenn die Mehrheit der Bevölkerung 
dagegen wäre"? 


Wie vorstehend erläutert, ist für Infrastrukturmaßnahmen im 
Zusammenhang mit der Aufstellung deutscher WHNS-Verbände 
in keinem Falle zusätzlicher Grunderwerb erforderlich. Von daher 
besteht kein Anlaß anzunehmen, daß Geländeerweiterungen 
gegen den Willen der Bevölkerung durchgesetzt würden. Die in 
der Kleinen Anfrage zitierte Behauptung ist damit gegenstands- 
los. 


b) Teilt die Bundesregierung die im Zusammenhang mit dem 
WHNS-Stütztpunkt Haide vorgetragene Auffassung des Oberst- 
leutnant Sch., „die eingeschränkte Souveränität der Bundesrepu- 
blik Deutschland sei also ,ein Stück politisches Rückengepäck' 
aus dem Zweiten Weltkrieg. Die Amerikaner könnten durchaus 
ihre nationalen Interessen auch von der Bundesrepubhk Deutsch- 
land aus wahrnehmen . . . Die Bundeswehr dürfe zwar nicht tätig 
werden, aber gegen ein von deutschem Militärgelände gestütztes 
Engagement der USA außerhalb Europas kann nichts eingewen- 
det werden" (Zitiert nach RHEINPFALZ vom 23. Juli 1987)? 


Die Bundesregierung hat mehrfach (vgl. Drucksachen 11/736 und 
10/6772 zu Fragen 69 und 70) festgestellt, daß militärische Maß- 
nahmen, die vom Gebiet der Bundesrepublik Deutschland ausge- 
hen und Gebiete außerhalb des NATO-Gebietes betreffen, nur 
mit Zustimmung der Bundesregierung vorgenommen werden 
dürfen. 

Hierüber besteht Übereinstimmung zwischen der Bundesregie- 
rung und der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika. 
Dem folgend ist auch die Behauptung von einer in diesem Zusam- 
menhang eingeschränkten Souveränität der Bimdesrepublik 
Deutschland unzutreffend. 


4. Verstärkung des militärischen Engagements Kanadas in der Bundes- 
republik Deutschland 

Nach Aussage des Weißbuchs der kanadischen Regierung vom 
Januar 1987 wird die 5. kanadische mechaiiisierte Brigade im Fall 
einer Krise nicht mehr in Nordnorwegen, sondern in Süddeutschland 
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eingesetzt. Für diese und weitere Verstärkungskräfte der in Lahr und 
Sölfingen stationierten 4. kanadischen mechanisierten Brigade soll 
Ausrüstung und Gerät in der Bundesrepublik Deutschland voraus- 
gelagert werden. 


Die Bundesregierung ist darüber informiert, daß die 5. kanadische 
mechanisierte Brigade im Krisenfall nach Süddeutschland zuge- 
führt werden soll. Realisierungsmaßnahmen in Verbindung mit 
einer Verlegung dieser Brigade sind bisher nicht getroffen wor- 
den. Für die 4. kanadische mechanisierte Brigade gelten folgende 
Aussagen: 


a) Wurde der Standort Niederstetten- Wermutshausen aufgrund der 
wasserrechtlichen Bedenken endgültig als Depotstandort für die 
kanadischen Streitkräfte fallengelassen? 


Der Standort Niederstetten-Wermutshausen ist bisher nicht als 
Depostandort für die kanadischen Streitkräfte fallengelassen 
worden. 

Die kanadischen Streitkräfte sind jedoch bereit, ein sich bietendes 
geeignetes Alternativgelände in einem anderen Standort zu 
akzeptieren. 


b) Wie viele militärische Liegenschaften an welchen Standorten 
werden für die Vorauslagerung kanadischen Kriegsgeräts in der 
Bundesrepublik Deutschland neu- bzw. ausgebaut? 


Es sind zwei bundeseigene Liegenschaften in der Gemeinde 
Niederstetten und in Zimmern vorgesehen. 


c) An welchen Standorten bzw. in welchen Suchräumen sollen 
diese Liegenschaften eingeräumt werden? 


Antwort s. 4.b). Als Alternative für Niederstetten könnte ein 
Gelände in einem Suchraum mit einem Radius von rd. 30 km um 
Ansbach in Frage kommen. 


d) Welcher mihtärische Flächenverbrauch und welches finanzielle 
Bauvolumen resultieren aus der Absicht zur Vorauslagerung 
kanadischen Kriegsgeräts? 


Für das Gerätelager in Niederstetten beträgt der Geländebedarf 
25 bis 30 ha. 

Für Zimmern besteht ein Geländebedarf von ca. 1 200 m^ inner- 
halb einer bundeseigenen Liegenschaft. 
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Der finanzielle Rahmen für diese Bauvorhaben, die von den kana- 
dischen Streitkräften aus eigenen nationalen Mitteln finanziert 
werden, ist nicht bekannt. Er wird sich erst aus der Planung 
ergeben. 


e) Welche ökologischen Auswirkungen hat die Einrichtung neuer 
bzw. der Ausbau vorhandener Liegenschaften, und welche Öko- 
logischen Ausgleichsmaßnahmen sind für diese Baumaßnahmen 
vorgesehen? 


Zu Ökologischen Auswirkungen kann abschheßend erst etwas 
gesagt werden, wenn geeignete Standorte gefunden sind bzw. im 
Falle Zimmern die Planung abgeschlossen ist. Voraussichtlich 
ergeben sich bei dem Objekt in Zimmern keine ökologischen 
Auswirkungen. 


f) Werden die Depots zur Vorauslagerung kanadischen Kriegs- 
geräts von der kanadischen Regierung, ganz oder teilweise von 
der Bundesregierung oder aus dem NATO-Infrastrukturpro- 
gramm finanziert? Wird die Bundesrepublik Deutschland bei 
einer Finanzierung aus dem NATO-Infrastrukturprogramm wie- 
derum eine Vorfinanzierung zu eigenen Lasten betreiben? 


Das Bauvorhaben in Zinimern wird aus dem NATO-Infrastruktur- 
programm finanziert. 

Die Bundesrepublik Deutschland betreibt für das Objekt Zimmern 
keine Vorfinanzierung zu eigenen Lasten, 
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